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Im Januar 2007 war das International Center for Technology Assessment and Friends 
of the Earth (Internationales Zentrum für Technologiebewertung und Freunde der Erde) 
Mitveranstalter des ersten Nanotechnology NGO Strategy Summit (Strategiegipfel der 
Nichtregierungsorganisationen zur Nanotechnologie) in Washington D.C., auf dem 
öffentliche Interessen-, Arbeits-, bürgerliche Gesellschafts-, Umwelt-, Frauengesundheits- 
und bürgerliche basisdemokratische Organisationen aus ganz Nordamerika 
zusammenkamen, um grundlegende Prinzipien der Überwachung und Bewertung 
von Nanotechnologien zu diskutieren und zu vereinbaren. Während der folgenden 
sechs Monate entwickelten die Teilnehmer Grundsätze, wobei das NanoAction-Projekt 
des International Center for Technology Assessment die Führung übernahm. Dieses 
Dokument ist das Ergebnis. Es wird von beinahe 70 Gruppen aus sechs Kontinenten 
mitgetragen.
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Kriterien zur Kontrolle von   
Nanotechnologien und Nanomaterialien 
Aufgrund möglicher gesundheitlicher, ökologischer, gesellschaftlicher, ethischer und weiterer Auswirkungen 
der Nanotechnologie schlagen die Unterzeichnenden - ein breites Bündnis zivilgesellschaftlicher 
Gruppen, Umweltverbände und Gewerkschaften - die folgenden Kriterien zur Kontrolle von Nanotechnologien und 
Nanomaterialien vor:
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Einführung
Unternehmen, Regierungen und Universitäten auf der ganzen Welt liefern sich ein Wettrennen 
bei der Kommerzialisierung, Förderung und Erforschung von Nanotechnologien und 
Nanomaterialien. Schon jetzt enthalten Hunderte von Verbrauchsgütern entweder Nanomaterialien 
(nanoskalige Chemikalien) im Endprodukt oder werden durch Verfahren der Nanotechnologie 
hergestellt. Gleichzeitig gibt es eine zunehmende Zahl an Hinweisen, dass diese neuen, innovati-
ven Materialien sowohl erhebliche Gesundheits- und Umweltrisiken bergen, als auch umfassende 
soziale, wirtschaftliche und ethische Herausforderungen mit sich bringen. Diejenigen, die eine 
kommerzielle Nutzung der Nanotechnologien vorantreiben, haben die Forschung, die zur Klärung 
und Reduzierung der Risiken erforderlich ist, bislang vernachlässigt, ebenso wie die Entwicklung 
dringend erforderlicher Mechanismen zur ethischen, rechtlichen und behördlichen Kontrolle. 
Diese Mechanismen sind unbedingt erforderlich, wenn wir eine Wiederholung der Fehler bei der 
Einführung früherer „Wundermaterialien“ und Technologien vermeiden wollen. 

Auf Grund der derzeitigen Lage halten wir es für unwahrscheinlich, dass mit der 
Nanotechnologie „alles besser laufen“ wird. Produktionsanlangen und Labore arbeiten ohne ange-
messene Sicherheitsrichtlinien oder Schutzmaßnahmen. Ohne über mögliche Risiken aufgeklärt zu 
werden, kommen Verbraucher unfreiwillig mit ungekennzeichneten Produkten in Berührung, die 
Nanomaterialien enthalten. Nanomaterialien werden trotz unbekannter Auswirkungen und unzu-
reichender Möglichkeiten, diese neuen Materialien zu erkennen, zu verfolgen oder zu beseitigen, 
in die Umwelt eingebracht.

Dieses Dokument stellt acht grundlegende Kriterien vor, die nach unserer Überzeugung als 
Fundament für eine adäquate und effektive Kontrolle und Bewertung der neu entstehenden 
Nanotechnologien, einschließlich der Nanomaterialien, die bereits umfassend kommerziell genutzt 
werden, dienen sollten.  

Die Kriterien:
I.	 Das Vorsorgeprinzip als Grundlage
II.	 Verbindliche nano-spezifische Regulierungen
III.	 Arbeitsschutz und Sicherheit der Bevölkerung
IV.	 Umweltverträglichkeit
V.	 Transparenz
VI.	 Bürgerbeteiligung
VII.	 Berücksichtigung weiter reichender Auswirkungen
VIII.	 Herstellerhaftung

Die Anwendung der Nanotechnologie muss vom Vorsorgeprinzip getragen werden. Eine 
Orientierung am Vorsorgeprinzip setzt verbindliche nano-spezifische Kontrollmechanismen voraus, 
die die einzigartigen Charakteristiken von Nanomaterialien berücksichtigen. Im Rahmen dieser 
Kontrollmechanismen bedarf es eines gezielten Augenmerks auf die kritische Risikoforschung 
und unverzüglicher Maßnahmen, um mögliche Risiken für die Bevölkerung zu vermeiden und 
den Schutz der Gesundheit, sowohl der Bevölkerung als auch der Beschäftigen, zu gewährleisten. 
Für den Schutz der Umwelt bedarf es einer ähnlichen Schwerpunktsetzung und Handlungsweise. 
Zu jeder Zeit müssen die Kontrollmechanismen transparent sein und der öffentliche Zugang zu 
Informationen über Entscheidungsprozesse, Sicherheitstests und Produkte gewährleistet sein. Eine 
transparente, effektive und umfassende Beteiligung der Bürger auf jeder Ebene ist unerlässlich. 
Diese Diskussionen und Analysen sollten die weit reichenden Auswirkungen der Nanotechnologie, 
einschließlich der ethischen und sozialen Folgen, berücksichtigen. Letztendlich müssen Entwickler 
und Hersteller die Verantwortung für die Sicherheit und Effektivität ihrer Verfahren und Produkte 
tragen und die Haftung für jegliche negativen Auswirkungen übernehmen. Regierungsbehörden, 
zwischenstaatliche Organisationen und politische Entscheidungsträger sollten so bald wie möglich 
umfassende Kontrollmechanismen einführen, die diese grundlegenden Kriterien berücksichtigen 
und umsetzen.1 

Eine Orientierung am 
Vorsorgeprinzip setzt 
verbindliche nano-spezifische 
Kontrollmechanismen voraus, die 
die einzigartigen Charakteristiken 
von Nanomaterialien 
berücksichtigen. 
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I. Das Vorsorgeprinzip als Grundlage
Das Vorsorgeprinzip2, das bereits in viele internationale Abkommen3 aufgenommen wurde, 
wird folgendermaßen beschrieben: „Wenn eine Handlung eine Bedrohung für die menschliche 
Gesundheit oder die Umwelt darstellt, sollten Vorsichtsmaßnahmen ergriffen werden, auch wenn 
einige Ursache-Wirkung-Beziehungen wissenschaftlich noch nicht vollständig geklärt sind.“4 Ein 
solcher Ansatz erfordert vorbeugende Maßnahmen im Angesicht einer unsicheren Datenlage. Die 
Verantwortung für die Sicherheit wird an diejenigen übertragen, die für die potentiell schädli-
chen Handlungen verantwortlich sind. Alle Alternativen zu neuen Handlungen und Prozessen 
werden sorgfältig geprüft (Substitutionsansatz) und die Beteiligung der Bürger ist sicher gestellt. 
Dies würde das Verbot der Vermarktung von nicht erprobten oder unsicheren Anwendungen 
von Nanomaterialien beinhalten und die Hersteller und Anbieter der Produkte verpflichten, die 
Beweislast zu tragen. Einfach ausgedrückt: „Keine Sicherheitsdaten, kein Markt“. Auch müssen 
Kriterien für eine angemessene Bewertung der Ökobilanz von Nanomaterialien festgelegt werden, 
und zwar vor der Kommerzialisierung.

Das Vorsorgeprinzip muss angewendet werden, da der heutige wissenschaftliche Forschungstand 
nahe legt, dass zumindest einige Nanomaterialien, Nanotechnologien oder Anwendungen der 
Nanobiotechnologie eine ernsthafte Bedrohung für die menschliche Gesundheit und die Umwelt 
darstellen können. Die geringe Größe synthetischer Nanomaterialien kann zu neuen physikalischen, 
chemischen und biologischen Eigenschaften führen, die unter Umständen nützlich sein können. 
Allerdings können die vergleichsweise hohe Reaktivität, Mobilität und andere Eigenschaften, die 
Nanomaterialien auf Grund ihrer geringen Größe besitzen, ihnen auch neue toxische Eigenschaften 
verleihen.5 Die bereits existierende Forschung über die Auswirkungen von Nanomaterialien auf die 
menschliche Gesundheit und die Umwelt geben Anlass zur Sorge und belegen die Notwendigkeit 
von Schutzmaßnahmen und weiterführenden Studien.6 Da die potentielle Toxizität von nano-
skaligen Materialien nicht zuverlässig von den Eigenschaften des gleichen Materials in größeren 
Stoffzusammenhängen (nicht-nanoskalig) abgeleitet werden kann, müssen Regulierungen 
strenge, präzise und umfassende Sicherheitstests vor der Markteinführung vorschreiben, die die 
einzigartigen Eigenschaften von Nanomaterialien berücksichtigen. Regulierungen, die auf dem 
Vorsorgeprinzip aufbauen, sind für neue technologische Entwicklungen, bei denen die langfris-
tigen Auswirkungen auf Gesundheit und Umwelt entweder unbekannt, unzureichend erforscht 
und/oder unkalkulierbar sind, von entscheidender Bedeutung.7 Die Tatsache, dass es noch keine 
eindeutigen Belege für spezifische Schäden durch Nanomaterialien gibt, bedeutet nicht, dass ihre 
Sicherheit in angemessener Weise gewährleistet ist.

Das Vorsorgeprinzip muss 
angewendet werden, da der 
heutige wissenschaftliche 
Forschungstand nahe 
legt, dass zumindest 
einige Nanomaterialien, 
Nanotechnologien oder 
Anwendungen der 
Nanobiotechnologie eine 
ernsthafte Bedrohung für die 
menschliche Gesundheit und die 
Umwelt darstellen können. 
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II. Verbindliche nano-spezifische Regulierungens
Die derzeitige Gesetzgebung bietet keine angemessene 
Kontrolle von Nanomaterialien. Entsprechend angepasste, 
oder speziell zu diesem Zweck entwickelte, nano-spezifische 
Regulierungssysteme müssen ein wesentlicher Bestandteil 
bei der Entwicklung von Nanotechnologien sein. Betrachtet 
man die bereits fortgeschrittene und sich schnell auswei-
tende Entwicklung und Vermarktung von Nanomaterialien, 
ist eine staatliche Überprüfung der derzeitigen 
Kontrollmechanismen, unter Berücksichtigung der neuen 
Eigenschaften von Nanomaterialien, dringend erforderlich.

Selbst dort, wo Regulierungen vorhanden sind, bedarf es 
wahrscheinlich umfangreicher Änderungen der bestehenden 
Gesetze, um den grundlegend andersartigen Eigenschaften 
von Nanomaterialien sowie den neuen Herausforderungen, 

die mit Nanomaterialien verbunden sind, hinlänglich und effektiv gerecht zu werden8. Noch 
weniger sind bestehende Gesetze darauf ausgerichtet, Produkte und Verfahren wie aktive 
Nanosysteme und Nanostrukturen, die sich derzeit in der Entwicklung befinden, zu kontrollieren.9 
Staatliche Behörden haben es bisher versäumt, von ihren bestehenden rechtlichen Möglichkeiten 
Gebrauch zu machen.10 Als provisorische Maßnahme muss der bestehende Gesetzesrahmen zur 
Anwendung auf Nanomaterialien angepasst werden.11 Regulierungsmaßnahmen sollten rückwir-
kend alle Nanoprodukte, die bereits auf dem Markt sind, abdecken.

Die negativen Auswirkungen von Nanomaterialien können von der bekannten Toxizität des 
Materials in größeren Stoffzusammenhängen nicht zuverlässig abgeleitet werden.12 Einige Experten 
empfehlen die Auswertung von bis zu 16 physikochemischen Parametern – weit mehr als die zwei 
oder drei Parameter, die normalerweise für Stoffe in größeren Gebinden bemessen werden.13 Tests 
sollten Untersuchungen auf pharmakologische Eigenschaften enthalten: Absorption, Verbreitung, 
Metabolismus, Exkretion, Mutagenität, Reprotoxizität, Immunotoxizität und Karzinogenität. Auch 
physikalisch-chemische Eigenschaften wie Größe, Form, Oberflächenstruktur, Polarität usw., 
beeinflussen die Toxizität von Nanomaterialien und müssen daher ebenfalls bewertet werden. 

Expositionsmessungen müssen neben der Masse auch die 
Oberfläche, Anzahl und Konzentration der Partikel be-
rücksichtigen, nicht nur die Masse. .Auf Grund der neuen 
Eigenschaften und der damit verbundenen Risiken müssen 
Nanomaterialien zu Bewertungs- und Regulierungszwecken 
als neue Substanzen eingestuft werden.14

Freiwillige Initiativen sind zur Kontrolle der Nanotechnologie völlig unzureichend. Freiwilligen 
Programmen fehlen Anreize um „schwarze Schafe“ oder Anbieter mit riskanten Produkten zu einer 
Beteiligung zu motivieren. Damit werden ausgerechnet diejenigen Akteure nicht erfasst, die einer 
Kontrolle am dringendsten bedürfen.15 Bei freiwilligen Programmen könnte es den Unternehmen 
zudem an Motivation fehlen, Untersuchungen zu den langfristigen oder chronischen Folgen für 
Gesundheit und Umwelt durchzuführen.16 Freiwillige Initiativen verzögern oder schwächen oftmals 
die notwendige Regulierung, verhindern die Einbeziehung der Öffentlichkeit und schränken den 
Zugriff der Öffentlichkeit auf wesentliche Informationen hinsichtlich der Umweltverträglichkeit 
und der Gesundheitsfolgen ein. Aus diesen Gründen bevorzugt die Öffentlichkeit mit großer 
Mehrheit staatliche Kontrollmaßnamen gegenüber freiwilligen Initiativen.17

Auf Grund der neuen 
Eigenschaften und der damit 
verbundenen Risiken müssen 
Nanomaterialien zu Bewertungs- 
und Regulierungszwecken als 
neue Substanzen eingestuft 
werden.Freiwillige Initiativen sind zur 

Kontrolle der Nanotechnologie 
völlig unzureichend. 

Die derzeitige Gesetzgebung 
bietet keine angemessene 
Kontrolle von Nanomaterialien. 
Entsprechend angepasste, 
oder speziell zu diesem Zweck 
entwickelte, nano-spezifische 
Regulierungssysteme müssen 
ein wesentlicher Bestandteil 
bei der Entwicklung von 
Nanotechnologien sein. 
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III. Arbeitsschutz und Sicherheit der Bevölkerung 
Zur adäquaten und effektiven Kontrolle von Nanomaterialien muss die Vermeidung bekannter und 
potentieller Expositionswege, die nicht als sicher eingestuft werden können, umgehend in den 
Vordergrund rücken. Da von einigen Materialien potentielle Risiken ausgehen und andere noch 
weitgehend ungetestet sind, ist dies sowohl im Hinblick auf die Öffentlichkeit als auch für die in 
der Nano-Industrie Beschäftigten von zentraler Bedeutung. Hierbei geht es insbesondere um freie 
Nanopartikel (Nanomaterialien, die nicht in andere Materialien eingebunden sind), da diese am 
leichtesten in den Körper gelangen, mit Zellen reagieren und Gewebeschäden verursachen.18 In 
Materialien eingebundene Nanopartikel werfen aber ebenfalls Bedenken auf: Arbeitnehmer könnten 
während des gesamten Herstellungsverfahrens diesen Materialien ausgesetzt sein, Entsorgung und 
Wiederverwertung könnten zu einer Exposition der Bevölkerung und der Umwelt führen.

Auf Grund ihrer geringen Größe sind Nanopartikel in der Lage, biologische Membranen, Zellen, 
Gewebe und Organe leichter zu passieren als größere Partikel.19 Über das Einatmen können diese 
von der Lunge ins Blutsystem gelangen.20 Es gibt eine wachsende Zahl von Belegen dafür, dass 
einige Nanomaterialien intakte Haut durchdringen können,21 besonders in Zusammenwirkung 
mit Tensiden (Stoffe, die die Oberflächenspannung herabsetzen),22 und durch Massage oder 
Spannung der Haut23 und dadurch Zugang zum Blutkreislauf erlangen.24 Bei oraler Aufnahme 
können Nanomaterialien durch die Darmwand in den Blutkreislauf gelangen.25 Befinden sich 
Nanomaterialien erst einmal im Blut, können sie über die Blutzirkulation Organe und Gewebe 
erreichen und sich dort anreichern. Potentiell davon betroffen sind Gehirn, Leber, Herz, Nieren, 
Milz, Knochenmark und das Nervensystem.26 Haben Nanomaterialien den Zugang zu Zellen 
erlangt, können sie deren normale Funktion beeinträchtigen, freie Radikale erzeugen oder sogar 
das Absterben von Zellen verursachen.27

Unzureichende finanzielle Mittel und eine fehlende Schwerpunktsetzung der Regierungen 
auf die Erforschung der gesundheitlichen Risiken für den Menschen haben dazu geführt, dass 
einige Menschen synthetischen Nanomaterialien trotz des Mangels an Daten über ihre po-
tentiellen langfristigen oder chronischen Effekte täglich ausgesetzt sind.28 Die Menschen, die 
Nanomaterialien erforschen, entwickeln, herstellen, verpacken, handhaben, transportieren, 
benutzen und entsorgen, sind vermutlich diejenigen, die dem größten Risiko ausgesetzt sind, 
mögliche Gesundheitsschäden davonzutragen. Aus diesem 
Grund sollte der Schutz der Arbeitnehmer im Rahmen einer 
Regulierung von Nanomaterialien höchste Priorität haben. Die 
U.S. National Science Foundation schätzt, dass die nanotechnologische 
Industrie bis 2015 weltweit zwei Millionen Menschen be-
schäftigen wird.29 Zusätzlich arbeiten in universitären Laboren 
viele Forscher und Studenten mit Nanomaterialien. Trotz 
der wachsenden Nano-Arbeiternehmerschaft sind keine der 
derzeit existierenden Gesundheits- und Sicherheitsstandards speziell auf die Nanotechnologie und 
Nanomaterialien ausgelegt; ferner existieren keine anerkannten Standardmethoden zur Messung 
der Exposition gegenüber Nanomaterialien am Arbeitsplatz.

Jedes Regulierungssystem, das darauf ausgelegt ist, Arbeitnehmer vor den gesundheitlichen 
Auswirkungen von Nanomaterialien zu schützen, erfordert umfassende, ausformulierte Sicherheits- 
und Gesundheitsprogramme, die die arbeitsplatzspezifischen Themen in Zusammenhang mit der 
Nanotechnologie abhandeln. Arbeitgeber sollten das Vorsorgeprinzip als Grundlage zur Einführung 
von Sicherheitsmaßnahmen nutzen, um die Gesundheit und Sicherheit ihrer Arbeiternehmer zu 
gewährleisten. Bei den Maßnahmen zur Einschränkung der Exposition sollte folgende Reihenfolge 
berücksichtigt werden: Ausschluss einer Exposition, Substitution, technische Kontrollen, Arbeits- 
und Verwaltungsmaßnahmen, persönliche Schutzausrüstung. Maßnahmen zur Einschränkung der 
Exposition, medizinische Untersuchungen und Schulung der Arbeitnehmer sind notwendig, um 
sicherzustellen, dass sie die jeweils aktuellsten Informationen erhalten. Ohne Angst vor negativen 
Folgen oder Diskriminierung haben zu müssen, sollten Arbeitnehmer und ihre Vertreter in alle 
Prozesse mit einbezogen werden, die die Sicherheit am Arbeitsplatz und Gesundheitsfragen hin-
sichtlich der Nanotechnologie betreffen. Bereits existierende Gesundheits- und Sicherheitsstandards 
müssen auf ihre Anwendbarkeit auf Nanomaterialien geprüft werden.30 

Zur adäquaten und effektiven 
Kontrolle von Nanomaterialien 
muss die Vermeidung bekannter 
und potentieller Expositionswege, 
die nicht als sicher eingestuft 
werden können, umgehend in den 
Vordergrund rücken. 

Ohne Angst vor negativen Folgen 
oder Diskriminierung haben zu 
müssen, sollten Arbeitnehmer 
und ihre Vertreter in alle Prozesse 
mit einbezogen werden, die die 
Sicherheit am Arbeitsplatz und 
Gesundheitsfragen hinsichtlich 
der Nanotechnologie betreffen. 

Aus diesem Grund sollte der 
Schutz der Arbeitnehmer im 
Rahmen einer Regulierung 
von Nanomaterialien höchste 
Priorität haben. 
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IV. Umweltverträglichkeit
Eine Ökobilanz31 von Nanomaterialien unter Berücksichtigung von Herstellung, Transport, 
Anwendung, Wiederverwertung und Abfallentsorgung ist notwendig, um zu verstehen, welche 
gesetzlichen Verfahren anzuwenden sind und wo Regulierungslücken existieren.32 Eine vollständi-
ge Ökobilanz der Auswirkungen auf Umwelt und Gesundheit muss vor der Vermarktung erfolgen.

Werden synthetische Nanomaterialien erst einmal in die Umwelt freigesetzt, stellen sie eine völlig 
neue Kategorie von Schadstoffen dar. Es muss mit potentiell umweltschädlichen Auswirkungen 
gerechnet werden, die von den neuartigen Eigenschaften der synthetischen Nanomaterialien 
herrühren; dazu gehören Mobilität und Persistenz in Boden, Wasser und Luft, Bioakkumulierbarkeit 
und unerwartete Wechselwirkungen mit chemischen und biologischen Materialien.33 Die wenigen 
bereits existierenden Studien liefern Warnhinweise, wie ein gehemmtes Wurzelwachstum bei fünf 
kommerziell genutzten Nutzpflanzenarten nach Exposition gegenüber hohen Werten an nanoska-
ligem Aluminium.34 Andere Studien zeigen eine erhöhte Sterblichkeit und verzögerte Entwicklung 
eines kleinen Brackwasserkrebses35 durch Nebenprodukte, die bei der Herstellung von einwan-
digen Kohlenstoffnanoröhren entstehen, sowie Schäden an nützlichen Mikroorganismen durch 
Nanosilber.36 Die U.K. Royal Society empfiehlt, „die Freisetzung von Nanopartikeln und -röhren in die 
Umwelt soweit wie möglich zu vermeiden“, und dass „Betriebe und Forschungslabore syntheti-
sche Nanopartikel und -röhren als gefährlich einstufen und versuchen, diese zu reduzieren und aus 
dem Abfallstrom zu entfernen.“37

Auf Grund des Versäumnisses, der Erforschung von Umweltauswirkungen einen höheren 
Stellenwert einzuräumen, sowie der immer noch mangelnden Finanzierung der risikobezo-
genen Forschung, bleiben potenzielle Umweltrisiken unerkannt38. Die staatliche Finanzierung 
der Umwelt- und Gesundheitsforschung muss deutlich erhöht und ein strategischer Plan zur 
Risikoforschung erstellt werden.39 

Nanomaterialien erzeugen gewaltige Schwierigkeiten bei der Anwendung bestehender 
Umweltschutzmassnahmen.40 Den Behörden fehlen kosteneffektive Hilfsmittel und Mechanismen, 
um synthetische Nanomaterialien nachzuweisen, zu überwachen, zu messen und zu kont-
rollieren, ganz zu schweigen von den Möglichkeiten, diese aus der Umwelt zu entfernen. Die 
Industrie verhindert, dass selbst die wenigen Informationen, die sie der Regierung zur Verfügung 
stellt, der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden, mit der Begründung, es handle sich um 
vertrauliche Geschäftsinformationen. Die Risikobewertungen, Toxizitätsparameter, Grenzwerte 
und Maßnahmen, die den Umweltgesetzen vieler Länder, einschließlich der USA und der EU, zu 
Grunde liegen, sind auf nicht nanoskalige Materialien ausgerichtet. Die Berechnungseinheiten, 
die bestehenden Gesetzen zu Grunde liegen, wie Verhältnis von Masse zu Exposition, sind für 
Nanomaterialien unzureichend. Den bestehenden Gesetzen fehlen Ökobilanzanalysen und sie sind 
nicht dazu geeignet, die vorhandenen Regulierungslücken zu schließen. Im Sinne einer umwelt-
verträglichen Handhabung von Nanomaterialien müssen diese Mängel angesprochen und behoben 
werden. 

Eine vollständige Ökobilanz 
der Auswirkungen auf Umwelt 
und Gesundheit muss vor der 
Vermarktung erfolgen.

 Die staatliche Finanzierung 
der Umwelt- und 
Gesundheitsforschung  
muss deutlich erhöht und  
ein strategischer Plan  
zur Risikoforschung  
erstellt werden.
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V. Transparenz 
Die Bewertung und Kontrolle von Nanomaterialien erfordert Mechanismen, die Transparenz ge-
währleisten, einschließlich der Kennzeichnung von Konsumprodukten, die Nanomaterialien 
enthalten, der Einführung von Informationsrechten und Schutzmaßnahmen am Arbeitsplatz 
sowie der Entwicklung eines öffentlich zugänglichen Verzeichnisses von Gesundheits- und 
Sicherheitsinformationen. 

Die Öffentlichkeit hat ein Informationsrecht, um auf Wissen basierte Entscheidungen treffen 
zu können. Umfragen zeigen, dass die große Mehrheit der Öffentlichkeit nicht einmal grund-
legende Informationen über die Nanotechnologie oder den Einsatz von Nanomaterialien in 
Alltagsprodukten besitzt.41 Die meisten Hersteller informieren die Öffentlichkeit weder über 
die Ergebnisse der Gesundheitstests ihrer Produkte noch kennzeichnen sie die darin enthalte-
nen Nanomaterialien.42 Infolge dessen ist es der Öffentlichkeit nicht möglich, wohlbegründete 
Entscheidungen über Nanoprodukte zu treffen. Das Informationsrecht der Öffentlichkeit erfordert 
die Kennzeichnung aller Produkte, die Nanomaterialien enthalten.43 Darüber hinaus fördert eine 
Produktkennzeichnung die Dokumentation einer möglichen Freisetzung in die Umwelt, der 
Exposition von Menschen und der Haftung für nachteilige Auswirkungen.

Sicherheitsdaten müssen einer öffentlichen Überprüfung zugänglich sein. Angesichts der unzu-
länglichen Aktivitäten der Industrie, die Belastung von Arbeitnehmern mit gefährlichen Chemikalien 
und die Freisetzung dieser Stoffe in die Umwelt zu vermeiden, sollten die Möglichkeiten, 
Informationen unter Berufung auf Betriebsgeheimnisse zurückzuhalten, eingeschränkt werden. Die 
Bestimmungen internationaler Abkommen über den Zugang der Öffentlichkeit zu Informationen 
sollten beachtet werden.44

Das Informationsrecht der 
Öffentlichkeit erfordert die 
Kennzeichnung aller Produkte, die 
Nanomaterialien enthalten.
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VI. Bürgerbeteiligung
Das Potenzial der Nanotechnologien, die globale soziale, wirtschaftliche und politische 
Landschaft umzugestalten, macht die Einbindung der Öffentlichkeit in die Beratungs- und 
Entscheidungsprozesse unentbehrlich.45 Diese Prozesse müssen offen sein und es allen interes-
sierten und betroffenen Parteien ermöglichen, sich gleichermaßen einzubringen. Wenn Allianzen 
zwischen Staat und Wirtschaft (z.B. „öffentlich-private Partnerschaften“) nicht transparent sind 
und sich der Öffentlichkeit gegenüber nicht verantwortlich zeigen, untergraben sie demokrati-
sche Prinzipien und Kontrollmechanismen. Die Öffentlichkeit eines jeden Landes sowie künftige 
Generationen müssen als anspruchsberechtigt betrachtet werden.

Die Beteiligung der Öffentlichkeit muss auch einen Einfluss auf die politischen Entscheidungen haben: 
sie muss politischen Entwicklungen und Entscheidungsfindungen vorangehen, anstatt sich 
darauf zu beschränken, die Öffentlichkeit vor vollendete Tatsachen zu stellen oder eine einseitige 
öffentliche „Beteiligung“ an den Tag zu legen, bei der die Regierung und/oder die Industrie die 
Öffentlichkeit mit dem Ziel „belehrt“, eine öffentliche Debatte zu unterdrücken und den Weg für 
die allgemeine Akzeptanz zu ebnen. Effektive öffentliche Beteiligung der Bürger setzt sowohl eine 
Verbindlichkeit von Seiten der Regierung, als auch eine ausreichende Finanzierung voraus.

Letztendlich erfordert eine umfassende Beteiligung der Öffentlichkeit eine demokratische 
Einbeziehung in alle Prozesse durch die Nanotechnologien entwickelt und genutzt werden, 
und macht diese kontinuierlich in allen Entwicklungsstadien unerlässlich. Nur so kann si-
chergestellt werden, dass die Sorgen, Werte und Schwerpunktsetzungen der Öffentlichkeit 
die Kontrolle der Nanotechnologie bestimmen und lenken. Anstatt von der falschen Annahme 
auszugehen, dass technologische Veränderungen unausweichlich und/oder stets von Vorteil 
sind, sollten die Prozesse zur Entwicklung nanotechnologischer Instrumente und Systeme 
vom gesellschaftlichen Bedarf gesteuert werden, der sich aus sachkundigen Erwägungen und 
offenen Entscheidungsfindungen der betroffenen Bevölkerung ergibt. Besondere Anstrengungen 
müssen unternommen werden, um auch Bevölkerungsgruppen mit geringerem Einkommen  
einzubinden.

Das Potenzial der 
Nanotechnologien, die globale 
soziale, wirtschaftliche 
und politische Landschaft 
umzugestalten, macht die 
Einbindung der Öffentlichkeit 
in die Beratungs- und 
Entscheidungsprozesse 
unentbehrlich.
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VII. Berücksichtigung weiter reichender Auswirkungen
Die Berücksichtigung der weit reichenden Folgen der Nanotechnologie, einschließlich ethischer 
und sozialer Auswirkungen, muss in jedem Stadium des Entwicklungs-prozesses erfolgen. Auch 
eine entsprechende Bewertung von Import- und Exportgütern, die Nanomaterialien enthalten,  
ist unerlässlich.

Zusätzlich zu den von Nanomaterialien hervorgerufenen Gesundheits- und Umweltrisiken gibt 
es auch weiter reichende sozioökonomische Bedenken. Beispielsweise kann der weit verbreite-
te Einsatz neuer Nanomaterialien zu einer Beeinträchtigung bestehender Rohstoffmärkte führen, 
mit möglicherweise verheerenden Folgen für die Volkswirtschaften der vom Rohstoffexport 
abhängigen Entwicklungsländer.46 Die nachteiligen Auswirkungen der Patentvergabe für grund-
legende Nanomaterialien, die letztlich der Privatisierung elementarer Grundbausteine der 
natürlichen Welt gleichkommen könnte, müssen berücksichtigt und angesprochen werden. Des 
Weiteren kann davon ausgegangen werden, dass die zu erwartenden nächsten Generationen der 
Nanotechnologien, einschließlich der Produktion technisch ausgeklügelter nanotechnologischer 
Geräte für Herstellungsprozesse sowie militärische und medizinische Nutzung – dies schließt die 
Verbesserung menschlicher Leistungsfähigkeit mit ein – sowohl komplexe Risiken als auch soziale 
und ethische Herausforderungen aufwerfen. In einigen Laboren werden bereits Viren, Hefen und 
Bakterien zur Herstellung von Nanomaterialien gezüchtet. Ein umfassender gesellschaftlicher 
Dialog über all diese Fragen ist von entscheidender Bedeutung.

Wie bei allen neuen Technologien wird die Verteilung der Forschungsmittel den 
Entwicklungsverlauf der Nanotechnologie entscheidend bestimmen. Sozialwissenschaftliche 
Analysen über die Auswirkungen der Nanotechnologie sollten parallel zu denen der Gesundheits- 
und Umweltwissenschaften erfolgen. Soziale Auswirkungen, ethische Bewertung, sowie Gleichheit 
und Gerechtigkeit sollten bei der Verteilung öffentlicher Forschungsfinanzierung richtungsweisend 
sein. Ein beträchtlicher Anteil dieser Forschung sollte gemeinschaftsbezogen stattfinden und die 
Einbeziehung der Öffentlichkeit sicher stellen.47 Die derzeitige Situation einer überproportionalen 
Finanzierung militärischer Forschung bei Aufwendung spärlicher Mittel zur Erforschung sozialer 
Herausforderungen, möglicher Gesundheitsrisiken für die Öffentlichkeit und Arbeitnehmer 
sowie Umweltgefahren, ist inakzeptabel.48 Mehr Forschung zu Umwelt-, Gesundheits- und 
Sicherheitsrisiken sowie zu den sozioökonomischen Auswirkungen der Nanotechnologien ist un-
verzichtbar. Dies sollte anwendungsbezogene Forschung in den Gemeinden beinhalten, die den 
Bürgern hilft, mögliche Nutzen und Gefahren der Nanotechnologie-Projekte in ihrer jeweili-
gen Umgebung zu verstehen. Die Forschung sollte mit öffentlichen Mitteln finanziert oder von 
Regierungsstellen mit klaren Mandaten für die Kontrolle und Forschung zu Umwelt, Gesundheit 
und Sicherheit sowie den sozio-ökonomischen Folgen, in Auftrag gegeben werden. Alle Ergebnisse 
müssen der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden.

Zusätzlich zu den von 
Nanomaterialien hervorgerufenen 
Gesundheits- und Umweltrisiken 
gibt es auch weiter reichende 
sozioökonomische Bedenken. 

Soziale Auswirkungen, ethische 
Bewertung, sowie Gleichheit 
und Gerechtigkeit sollten bei 
der Verteilung öffentlicher 
Forschungsfinanzierung 
richtungsweisend sein. 
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VIII. Herstellerhaftung	
Der Markt für Nanomaterialien ist explosionsartig gewachsen; sie werden als Wunderstoffe mit 
bemerkenswerten Eigenschaften angepriesen, die sie für nahezu jeden Wirtschaftszweig erstrebens-
wert machen. Andererseits sind sie, ebenso wie Asbest bei seiner Markteinführung, nur unzulänglich 
auf ihre Auswirkungen auf Gesundheit und Umwelt untersucht worden. In sogar höherem Maße 
als Asbest besitzen Nanomaterialien Eigenschaften (Form, Größe, chemische Reaktivität), die sie 
besonders risikoreich machen können. Dennoch werden sie als Bestandteil von Konsumprodukten 
ohne jeglichen Hinweis oder Warnung auf mögliche Gefahren an die breite Öffentlichkeit verkauft. 
Ebenso wie die Tabakindustrie scheint sich die Nano-Industrie damit zufrieden zu geben, ihre 
Produkte zu vermarkten, ohne sich über die möglichen Risiken vollständig im Klaren zu sein oder 
die Öffentlichkeit darüber zu informieren.

Alle, die Nanoprodukte vermarkten, einschließlich der Entwickler, Anwender und kommerzi-
eller Nutzer von Nanomaterialien, der Hersteller von Produkten, die Nanomaterialien enthalten, 
und der Händler, die diese an die Öffentlichkeit verkaufen, müssen für Schäden, die von ihren 
Produkten ausgehen, zur Verantwortung gezogen werden können. Obwohl Schadensersatzklagen 
die wohl wahrscheinlichste Art der Haftung für die Nano-Industrie darstellen, spielen auch andere 
Arten der Haftung wie Sorgfaltspflichtverletzung oder Vortäuschung falscher Tatsachen eine Rolle. 
Des Weiteren sollten die Maßnahmen für Nanomaterialien von Herstellern finanzierte finanzielle 
Mechanismen einschließen, um die Verfügbarkeit von Geldmitteln für den Ausgleich eventuell ent-
stehender Gesundheits- oder Umweltschäden zu gewährleisten. Zu den möglichen geschädigten 
Parteien gehören Arbeitnehmer und Nutzer von Konsumprodukten, nationale, regionale und lokale 
Regierungen, ausländische Nationen, Investoren, Versicherungsgesellschaften und Gewerkschaften. 
Sowohl die Investoren als auch die in der Nanotechnologie-Branche Beschäftigten sind für die 
angemessene Produktverantwortung und jegliche Schäden haftbar, die auf Grund nicht getroffener 
Vorsichtsmaßnahmen zum Schutz der Bevölkerung und der Umwelt entstehen können. 

 

Schlussfolgerung
Befürworter einer nanotechnologischen „Revolution“ sagen dramatische und umfassende 
Veränderungen in allen menschlichen Lebensbereichen voraus.49 Wir glauben, dass vorbeugen-
de Maßnahmen notwendig sind, um die Gesundheit und Sicherheit der Allgemeinheit und der 
Arbeitnehmer sicherzustellen; um unsere Umwelt zu schützen, die Einbeziehung der Öffentlichkeit 
und die Berücksichtigung demokratisch beschlossener, sozialer Ziele zu gewährleisten; die 
Unterstützung und das Vertrauen der Öffentlichkeit in die Wirtschaft und die wissenschaftliche 
Forschung wieder herzustellen und die langfristige Wirtschaftlichkeit zu ermöglichen. Wir rufen 
alle maßgeblichen Stellen und Akteure dazu auf, die oben genannten Kriterien zur Kontrolle von 
Nanotechnologien und Nanomaterialien umgehend zu berücksichtigen und umzusetzen. 

Alle, die Nanoprodukte 
vermarkten, einschließlich 
der Entwickler, Anwender 
und kommerzieller Nutzer 
von Nanomaterialien, der 
Hersteller von Produkten, die 
Nanomaterialien enthalten, 
und der Händler, die diese an 
die Öffentlichkeit verkaufen, 
müssen für Schäden, die von 
ihren Produkten ausgehen, 
zur Verantwortung gezogen 
werden können. 
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